
2 Montag, 13. Mai 2024International

Kataloniens Separatisten
verlieren wohl Mehrheit
Sozialisten gewinnen die Wahl in der Mittelmeerregion

JULIA MONN

Erstmals seit über zehn Jahren könn-
ten die Unabhängigkeitsbefürworter in
Katalonien die absolute Mehrheit im
Regionalparlament verlieren. Nach den
ersten vom staatlichen Fernsehsender
RTVE am Sonntagabend veröffentlich-
ten Zahlen werden die Separatisten von
der liberal-konservativen Partei Junts
des im Exil lebenden Ex-Regional-
präsidenten Carles Puigdemont ange-
führt. Laut RTVE kommt Junts auf 32
Sitze, vor der ebenfalls separatistischen
ERC des bisherigen Regionalpräsiden-
ten Pere Aragonès mit 20 Sitzen. Selbst
zusammen mit der linken Partei CUP
und der als rechtsextrem geltenden Ali-
ança Catalana könnten die Unabhän-
gigkeitsbefürworter die absolute Mehr-
heit von 68 Sitzen im katalanischen Par-
lament aber verpassen.

Andere Themen wichtig

Zur wählerstärksten Partei avancierten
die Sozialisten um ihren Spitzenkandi-
daten Salvador Illa mit 43 Sitzen. Die-
ser betonte im Wahlkampf stets, dass
er den Unabhängigkeitsprozess hinter
sich lassen und Katalonien in eine neue
Ära führen wolle. Das von den Sozia-
listen vorangetriebene Amnestiegesetz,
das den Organisatoren des verfassungs-
widrigen Referendums für die Unab-
hängigkeit Kataloniens vom 1. Oktober
2017 Straffreiheit zusichert, mache den
Weg dafür frei.

Im Wahlkampf setzte Illa deshalb
auch auf Themen jenseits der Ab-
spaltung Kataloniens von Spanien. So
konzentrierte er sich beispielsweise
auf den Massentourismus in der Mit-
telmeerregion, die Wohnungsnot in
den Städten und vor allem die Fol-
gen des Klimawandels für Katalonien.
Die Region leidet unter Dürre, so dass
wiederholt drastische Massnahmen
zur Rationierung von Wasser ergrif-
fen werden müssen. Auch Probleme
mit illegalen Hausbesetzungen, Migra-
tion und Kriminalität wurden im Wahl-
kampf breit diskutiert.

Nicht nur die Sozialisten, sondern
auch andere Parteien reagierten damit
darauf, dass immer mehr Katalanen der
Debatte um die Unabhängigkeit ihrer
Region von Spanien überdrüssig sind.
Regelmässige Befragungen der katala-
nischen Bevölkerung zeigen, dass die
Zahl der Befürworter eines unabhän-

gigen Katalonien seit Anfang 2019 zu-
rückgeht. Jüngst lehnten rund 51 Pro-
zent der Befragten die Unabhängig-
keit ab.

In den Händen Puigdemonts

Die Strategie der Sozialisten, mit der
Amnestie für die Separatisten den Kata-
lonien-Konflikt zu entspannen, auf an-
dere Themen zu setzen und den Unab-
hängigkeitsbefürwortern so den Wind
aus den Segeln zu nehmen, ging nur
teilweise auf. Zwar legten die Sozialis-
ten zu, und der Stimmenanteil der Sepa-
ratisten sank, doch das Amnestiegesetz
hat dem wohl prominentesten Exilpoli-
tiker Spaniens zu einem Comeback ver-
holfen. Carles Puigdemont wurde mit
seiner Partei Junts per Catalunya bei
der Wahl am Sonntag zur zweitstärks-
ten Kraft hinter den Sozialisten.

Der 61-Jährige leitete den Wahl-
kampf seiner Partei aus Südfrankreich.
Noch immer gibt es in Spanien einen
Haftbefehl gegen ihn. Erst wenn das
Amnestiegesetz voraussichtlich Anfang
Juni in Kraft tritt, kann Puigdemont
nach Spanien einreisen, ohne verhaf-
tet zu werden. Der Exilpolitiker hatte
vor der Wahl angekündigt, er wolle als
Regierungschef nach Katalonien zu-
rückkehren. Junts, ebenso wie die Links-
republikaner von der ERC, hatte eine
Koalition mit den Sozialisten um Sal-
vador Illa ausgeschlossen. Zudem hat
der Spitzenkandidat von Junts, Carles
Puigdemont, damit gedroht, der Min-
derheitsregierung des Sozialisten Pedro
Sánchez in Madrid die Unterstützung
zu entziehen, falls in Barcelona eine
Regionalregierung gebildet wird, die er
nicht akzeptieren kann.

Im Verlauf der Wahlnacht zeichnete
sich jedoch ab, dass das Lager der Un-
abhängigkeitsbefürworter um Junts und
die ERC die absolute Mehrheit im Par-
lament verpassen würde. Auch unter
den verbleibenden Parteien zeich-
nete sich keine realistische Koalitions-
möglichkeit ab, die zu einer stabilen
Regierungsmehrheit führen könnte.
Einzig ein Bündnis zwischen den Sozia-
listen um Salvador Illa und Carles Puig-
demonts Junts-Partei würde eine Mehr-
heit im katalanischen Parlament klar
erreichen. Der Exilpolitiker hat da-
mit einmal mehr den Schlüssel zu einer
Regierungsbildung in Spanien in der
Hand. Kommt sie nicht zustande, dro-
hen Neuwahlen.

Der Kreml findet
in der Moldau willige Helfer
Eine Gouverneurin will den proeuropäischen Kurs der Landesregierung sabotieren

ULRICH M. SCHMID, COMRAT

Wer die Überlagerung von Kultu-
ren studieren will, muss in den Süden
der Moldau reisen, in die autonome
Region Gagausien. Die Gagausen sind
ein christlich-orthodoxes Turkvolk, das
gegenüber dem moldauischen Zentral-
staat auf seine Minderheitsrechte pocht.
Bereits im Minibus von der Hauptstadt
Chisinau in das autonome Gebiet spre-
chen die Babuschki Gagausisch, eine
Varietät des Türkischen, wechseln aber
mitten im Satz ins Russische.

In Comrat, dem gagausischen Haupt-
ort, ist der moldauische Staat besten-
falls auf den Nummernschildern der
Autos präsent. Sonst erinnert der stau-
bige Ort mit seiner Zwiebelturmkirche
an ein russisches Provinzstädtchen. Die
Verwaltungsgebäude sind pro forma auf
Gagausisch angeschrieben, die regiona-
len Angelegenheiten werden aber auf
Russisch erledigt. Neben der erdrü-
ckenden Präsenz Russlands versucht
auch die Türkei ihre neoosmanische
Politik auf Gagausien auszudehnen. Sie
finanziert eine Gemeindebibliothek und
eine Schule. Präsident Erdogan besuchte
Comrat 2018 sogar persönlich. Aller-
dings hat die Türkei einen schweren
Stand gegen die russischen Initiativen.

Gas und Fernsehen

Die Verbundenheit der Gagausen
mit Russland hat viele Gründe. Wenn
gagausische Gymnasiasten wegen un-
genügender Leistungen in der moldaui-
schen Staatssprache (seit vergangenem
Jahr heisst sie offiziell Rumänisch) kei-

nen gültigen Abschluss erreichen, kön-
nen sie in Russland studieren und arbei-
ten.Während die Moldau unter der pro-
europäischen Präsidentin Maia Sandu
teures rumänisches Gas importiert, gibt
es in Comrat eine eigene russisch-gagau-
sische Gasgesellschaft. Zudem schauen
die Gagausen eifrig das russische Staats-
fernsehen, das ohne Hindernisse emp-
fangen werden kann.

Vor einem Jahr wurde in Gagausien
eine neue Gouverneurin (Baschkan) ge-
wählt, Evghenia Gutul. Zuvor kannte nie-
mand die 37-Jährige, die der zwielichtige
Politiker und Unternehmer Ilan Sor aus
dem Hut gezaubert hatte. Sor war 2019
wegen des moldauischen Bankenskandals
zu einer mehrjährigen Haftstrafe verur-
teilt worden, setzte sich aber nach Israel
ab. Seine Partei wurde vom moldauischen
Verfassungsgericht verboten, aber die
Strukturen sind immer noch vorhanden.

Der Kreml verbirgt seine Einfluss-
nahme in der Moldau nicht; Sor und
seine Marionette Gutul schmieden ihre
Pläne ganz offen in Russland. Im April
präsentierten die beiden in Moskau den
neugegründeten moldauischen Oppo-
sitionsblock «Sieg», der sich gegen die
EU-Mitgliedschaft und für einen Bei-
tritt zur russisch dominierten Eurasi-
schen Wirtschaftsunion einsetzt. Sepa-
rat hatte Gutul bereits im März dem
russischen Präsidenten Putin ihre Auf-
wartung gemacht. Sie veröffentlichte
danach ein Doppelporträt mit ihm und
kündigte an, dass das russische Bezahl-
kartensystem «Mir» in Gagausien einge-
führt werde. Allerdings wurde sie sofort
von der moldauischen Nationalbank zu-
rückgepfiffen, die daran erinnerte, dass
sie als Baschkan nicht über die Kompe-
tenz zur Einführung ausländischer Zah-
lungssysteme verfüge.

Mit ihrer fieberhaften Tätigkeit wol-
len Sor und Gutul die Pläne ihrer Geg-
nerin, Präsidentin Maia Sandu, durch-
kreuzen. Diese hat für den 20. Oktober
ein Referendum über den EU-Beitritt
des Landes angekündigt.Am selben Tag
findet die Präsidentschaftswahl statt, bei
der Sandu eine weitere Amtszeit gewin-
nen will. Das Vorgehen der Präsidentin
ist riskant. Sie setzt mit der Kombina-
tion von Wahl und Abstimmung alles
auf eine Karte. Zweifellos beobachten
auch die Politstrategen im Kreml die
Entwicklung aufmerksam. Sie wissen
genau, dass sich nun ein Zeitfenster öff-
net, in dem sie die Westorientierung der
Moldau sabotieren können.

Ilan Sor schiesst bereits seit gerau-
mer Zeit aus allen Rohren gegen Maia
Sandu. Sonst sind seine politischen

Instrumente eher primitiv. Er setzt auf
die traditionelle Kombination von «Brot
und Spielen». Er bezahlt seinen Anhän-
gern «Unterstützungsbeiträge» und si-
chert sich so ihre Stimmen.Von 2015 bis
2019 war er Bürgermeister der Klein-
stadt Orhei und baute dort den Ver-
gnügungspark Orheiland. Der Eintritt
ist kostenlos. Nach diesem Vorbild ent-
steht nun auch südlich von Comrat das
Gagauziyaland, das am 1. Juni seine Tore
öffnen soll. Evghenia Gutul preist das
Projekt nicht nur als touristische Attrak-
tion, sondern auch als wirtschaftlichen
Faktor für die autonome Region.

Wenig Rückhalt für Sandu

Mittlerweile herrscht offener Krieg zwi-
schen Sandu und Gutul. Bis heute hat
die Präsidentin der Gouverneurin den
ihr verfassungsmässig zustehenden Ein-
sitz in die moldauische Regierung ver-
wehrt. Sandu begründet ihre Weigerung
mit dem Argument, Gutul gehöre einer
kriminellen Organisation an. Umge-
kehrt ist Sandu in Gagausien unpopulär.
Zwei Besuche im März und April ende-
ten in Protesten, die von Sor-Anhängern
organisiert wurden. Bereits vor Gutuls
Amtsübernahme waren die Beziehun-
gen zwischen Comrat und Chisinau fros-
tig. Entsprechend gering war die gagau-
sische Unterstützung für Sandu bei der
Präsidentschaftswahl von 2020 – sie be-
wegte sich im einstelligen Bereich.

Die Geschichte der russischen Ein-
flussnahme in der Moldau ist lang. Die
Abspaltung der prorussischen Region
Transnistrien im Jahr 1992 war nur durch
die Parteinahme Moskaus möglich. Der
moldauische Präsident Wladimir Woro-
nin, ein sowjetisches Urgestein, verhan-
delte im Jahr 2003 mit dem Kreml über
eine Lösung für Transnistrien. Moskau
schlug eine Föderalisierung des moldaui-
schen Staats vor. Allerdings scheiterte
das Projekt, weil Putin in letzter Minute
eine Bestimmung in das Abkommen auf-
nehmen wollte, das die Errichtung einer
russischen Militärbasis für zwanzig Jahre
in der neutralen Moldau vorsah.

Anschliessend verschlechterten sich
die Beziehungen zwischen Chisinau und
Moskau für mehrere Jahre. Erst 2017 kam
es wieder zu einem Gipfeltreffen. Aller-
dings führte der damalige prorussische
Präsident Igor Dodon seine Geschäfte so
chaotisch, dass er sich selbst diskreditierte
und die Wiederwahl verpasste. Maia
Sandu hat den russischen Angriffskrieg
gegen die Ukraine klar verurteilt und
wiederholt vor einem russischen Putsch-
versuch in der Moldau gewarnt.
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